
Schweiz soll von grauer Liste 
gestrichen werden 
Unter den Steuerstreit zwi -
schen der Schweiz und der EU 
dürfte am kommenden Don-
nerstag in Luxemburg ein 
Schlussstrich gezogen werden. 
Gemäss der Agenda der EU-Fi-
nanzminister soll die Schweiz 
von der grauen Liste der Steu-
eroasen gestrichen werden. 

Bahn für Streichung 
freigemacht 
Am 19. Mai dieses Jahres war es 
so weit: Die Stimmberechtigten 
sagten Ja zur AHV-Steuervorla-
ge; daraufhin setzte der Bun-
desrat die Steuerreform auf den 
1. Januar 2020 in Kraft. Damit
hatte die Schweiz die Bahn frei-
gemacht für ihre Streichung
von der grauen EU-Liste der
Steueroasen.

Mit grosser Wahrschein-
lichkeit dürfte dies nun am 
Donnerstag geschehen. EU- 
Diplomaten erwarten keine 
«böse» Überraschung. Eine 
Verpolitisierung des Themas – 
zum Beispiel eine Verknüpfung 
mit dem Rahmenabkommen – 
verneinten mehrere Diploma-
ten. Damit dürfte ein Streit en-
den, der vor über zehn Jahren 
begonnen hatte. Im Nachgang 
zur Finanzkrise waren die 
Schweizer Steuerprivilegien für 
ausländische Unternehmen ins 
Visier der EU und der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung 

(OECD) geraten. Sie kritisier -
ten die Steuerpraxis in einigen 
Kantonen und teilweise auch 
auf eidgenössischer Ebene als 
diskriminierend und wettbe-
werbsverzerrend, da ausländi-
sche Unternehmen im Ver-
gleich zu inländischen privi -
legiert besteuert wurden. 

Gemeinsame Erklärung 
von Schweiz und EU 
Schliesslich unterzeichneten im 
Oktober 2014 die damalige Fi-
nanzministerin Eveline Wid-
mer-Schlumpf und die EU eine 
Erklärung, in der die Schweiz 
einwilligte, drei kantonale 
 Steuerregime und zwei auf 
Bundesebene abzuschaffen. Mit 
der Unterzeichnung verspra-
chen die EU-Staaten im Gegen-
zug, bestehende Gegenmass-
nahmen spätestens dann aufzu-
heben, wenn die Schweiz die 
Regime abgeschafft hat. Solche 
Massnahmen hatte vor allem 
Italien ergriffen, indem es die 
Schweiz auf eine schwarze Liste 
setzte. Diese wurde jedoch 
2016 abgeschafft. 

Italien hatte 2010 ausser-
dem gewisse Erschwernisse im 
Bereich der Mehrwertsteuer 
eingeführt, die sich aber nicht 
nur gegen die Schweiz richte-
ten. Folge davon war ein grös -
serer administrativer Aufwand 
für Schweizer Firmen. Dieser 
Mehraufwand wurde nun im 

Steuerwettbewerb 
bleibt ein Thema 
Eigentlich hätte die Abschaf-
fung der kritisierten Steuerre-
gime früher erfolgen sollen – 
mit der Unternehmenssteuer-
reform III (USR III). Doch die 
Vorlage scheiterte im Februar 
2017 an der Urne. Zügig lan-
cierte Finanzminister Ueli 
Maurer zwar eine Nachfolge-
vorlage, doch das hielt die EU 
nicht davon ab, die Schweiz im 
Dezember 2017 zwar nicht auf 
die schwarze, aber wenigstens 
auf ihre graue Liste der Steuer-
oasen zu setzen. Auf letztere ka-
men Staaten, die gegenüber der 
EU Zusagen gemacht hatten, 
Änderungen an ihren Steuer-
praktiken vorzunehmen. Dafür 
hatten die Länder bis Ende 
2018 Zeit, was für die Schweiz 
aber nicht reichte. 

Ende Dezember 2018, im 
Wissen um die neue Vorlage, 
verzichtete die EU darauf, die 
Schweiz auf die schwarze Lis -te  
zu setzen. Am Donnerstag 
dürfte sie nun definitiv von der 
grauen Liste gestrichen wer -
den. Doch der Steuerwettbe-
werb bleibt ein heisses Eisen. 
Nicht auszuschliessen, dass die 
Schweiz dereinst wieder auf ei-
ner grauen oder schwarzen EU- 
Liste landet. (awp)
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